
Anlage 6 zur GRDrs 775/2011 
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	10-5.1
10-5.1
10515000

10-5.3

10535000

10-3.3

10335000


	Haupt- und 
Personalamt


	A 12
EG 6

A 8

A 12


	
	Sachbearbeiter/in 
	0,3

0,1

0,3

0,3
	
	29.790
  5.400

21.090

29.790

86.070




1.
 Antrag, Stellenausstattung

Schaffung von insgesamt einer Stelle beim Haupt- und Personalamt für die Aufgaben Personalsachbearbeitung, Bezügeabrechnung, Aus- und Fortbildung, die durch die zentrale Betreuung der neuen Mitarbeiter/-innen des Jobcenters (bisher Mitarbeiter/-innen der Bundesagentur für Arbeit) notwendig wird:

0,3 Stellen für Personalsachbearbeitung in Bes.Gr. A 12,

0,1 Stellen für Personalaktei und Bewerbermanagement in EG 6, 

0,3 Stellen für Bezügeabrechnung in A 8 

0,3 Stellen für Aus- und Fortbildung in A 12 
2.
Schaffungskriterien

Der Gemeinderat hat am 21.10.2010 einstimmig beschlossen, einen Antrag auf Zulassung der kommunalen Trägerschaft bei der Betreuung für Langzeitarbeitslose im SGB II zum 01.01.2012 zu stellen. Die endgültige Zulassung erfolgte am 14. April 2011 durch die „Zweite Verordnung zur Änderung der Kommunalträger-Zulassungsverordnung“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS).
3.
Bedarf

3.1 Anlass



Mit mehr als 430 Beschäftigten wird das zukünftige Amt 29 (Jobcenter) eines der größten Ämter der LHS Stuttgart sein. 
Bisher werden nur die städtischen Mitarbeiter/-innen (bisher ca. 230 MA) von den zentralen Abteilungen des Haupt- und Personalamtes betreut. 
Ab 01.01.2012 müssen alle Beschäftigten des zukünftigen Amts 29 auch durch die zentralen Abteilungen des Haupt- und Personalamtes betreut werden.

Dies betrifft insbesondere die Bereiche (zentrale) Personalsachbearbeitung, Führung der Personalakten einschließlich Bewerbermanagement sowie die Bezügeabrechnung. Durch die hohe Teilzeit- und Fluktuationsquote sowie unter Berücksichtigung der geplanten Stellenschaffungen für Personal, IuK sowie für die Umsetzung des neuen Bildungs- und Teilhabepaketes ist davon auszugehen, dass künftig weitere 230 Mitarbeiter/-innen betreut werden.
Aufgrund der anhaltend hohen Fluktuationsrate beim Jobcenter ist eine Ausweitung der Ausbildung in diesem Bereich dringend erforderlich. Es ist daher in einem ersten Schritt geplant, die Ausbildung im gehobenen Dienst auszuweiten sowie zusätzliche Plätze für BA-Studiengänge einzurichten. 

Berücksichtigt werden muss aber auch, dass die Ausbildungsinhalte in den Verwaltungsberufen überarbeitet und auf die Bedürfnisse des Jobcenters angepasst werden müssen und auch neue Ausbildungsgänge für das Jobcenter in das städtische Ausbildungskonzept integriert werden müssen. 

Diese Aufgaben können ohne zusätzliche Kapazitäten in der zentralen Aus- und Fortbildung nicht im gewünschten Umfang erledigt werden.

3.2
 Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Bedingt durch die besondere Organisationsform wurden für das Jobcenter bislang viele Service- und Steuerungsleistungen durch die Bundesagentur für Arbeit (BA) erbracht. Darunter fällt auch die Einstellung sowie personalrechtliche Betreuung der bisherigen Mitarbeiter/-innen der BA einschließlich der Planung und Konzeption von Fortbildungen. Die Bundesagentur hat bisher durch eigene Ausbildungsgänge dafür gesorgt, dass geeigneter Nachwuchs zur Verfügung steht. Der Stadt Stuttgart werden die Absolventen dieser Ausbildungsgänge nur in begrenztem Umfang zur Verfügung stehen. 

3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Im Falle einer Ablehnung der Stellenschaffung kann eine ordnungsgemäße Betreuung der neu zur Stadt kommenden Mitarbeiter/-innen durch das Haupt- und Personalamt nicht geleistet werden. 
4. Stellenvermerke

Keine

1

